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(\J~. esetzscoungsperlO(tf! 

DER BUNDESMINISTER FÜR FINANZEN 

Z. 5126-Pr.2/1972 

An die 
Kanzlei des Pr~sidenten 
des Nationalrates 

P81~ l.3.f!lent 
1010 \,-! i e n 

vJien, 16. 11ärz 1972 

Auf die Anfrage der Abgeordneten Dre Hubinek und Genossen 

vom 21. Jänner 1972, Nr. 198/J, betreffend die Überschüsse 
der Ausgleichsfonds für }I'amilienbeihilfen, beehre ich mich 

mitzuteilen: 

.Z'D. 1. )~ 

Die Politik der früheren BundeE3regierung war darauf abge­

stellt, Überschüsse des Familienlastenausgleichsfonds 
anderweitig zu verwenden. Dadurch sind dem Pamilienlasten­

ausgleichsfonds Mittel in Höhe von rd. 3,5 Nrd.S entzogen 
wordt2m, die für familienpolitische Zwecke hätten verwendet 

vIerden können. Ich darf daran erinnern, daß ich es berEü ts 

in meiner Budgetrede vom 20. Oktober 1970 abgelehnt habe, 

dieser' Praxis zu folgen. Ich habe bei dieser Gelegenl18i t 
vor dem Hohen Hause die Absicht der Bundesregierung degoniert, 
auch die tJ'berschüsse des Ausgleichsfonds familienpolitischen 

Z\'Tecken zuzuführen. Dadurch war es bereits im vergangenen 
Jahrmöglic:h, die IJei~;tungen des Familienlastenausgleiches 

im Sinne üer ursprünglichen Überlegungen wesentlich zu 

verbessern und anzubaueno 
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Zu 2.) : 
In Verwirklichung des Grund3atzes auch die Überschüsse 

familienpolitischen Zwecken zuzuführen, war es möglich, 
1971 840 Millionen S für die Erhöhung der Familienbeihilfen 
um 40 Sauf 2 l1-0 Sund 40 Millionen Schilling für die 

Erhöhung der Geburtenbeihilfe um 300 Sauf 2000 S zur 

Verfügung zu stellen. Um diese Leistungen im vollen 
Umfang würdigen zu können, darf ich daran erinnern, daß 
trotz bestehender Überschüsse im Familienlastenausgleichs­
fonds die Familienbeihilfen zuletzt 1968 um 20 S erhöht 

wurden, bei der Geburtenbeihilfe geht die letzte Anhebung 
- sie erfolgte in Form der Erhöhung der Säuglingsbeihilfe 

sogar auf das Jahr 1963 zurück. 

Als besondere familienpolitische Maßnahme muß die Einführung 
der freien Schulfahrten gewertet werden. Dabei 't!erden aus 
l"Ii tteln des Familienlastenausgleichsfonds den Familien 

finanzielle Lasten in der Höhe, in der sie anfallen, ab­
gegol ten. Auch diese I"Iaßnahme war nur möglich, vJ"eil die 

Überschüsse im vollen Umfang familienpolitischen ZVfecken 
zugeführt wurden. 

Insgesamt sind im Rahmen des Familienlastenausgleichs 

im ,Jahre 1972 Familienbeihilfen für mehr als eine I"lillion 
Anspruchsberechtigte beim Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen 
und für fast 130.000 Anspruchsberechtigte, für die der Bund 

aus eigenen rlitteln die li'amilienbeihilfen zu tragen hat, vorge­
sehen. Der Aufwand hiefiir beträgt beim Au.sgleichsfonds fast 
8,4 Milliarden S. Gegenüber 1971 bedeutet dies eine Steigerung 
um mehr als 700 Millionen S. 

Mi t diesen familienpolitischen r1aßnahmen ltJurde ein sehr 

wesen tlicher Schritt !I auf dem \./ eg zum 'Ziel einer 50%igen 
Deckung der durchschnittlichen Kinderkos,ten ll

, die vom 

familienpditischen Beirat mit 1.300 S errechnet wurden, getan. 

Ein \'lei terer wird durch die Reform der Einkommensteuer und 
der Lohnsteuer getan "verden. 

216/AB XIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)2 von 3

www.parlament.gv.at



• 

1 

a) FO~~8run; segen den Bund 

b) Guthaben bei der Österreichischen 
l?o lS";:; ;.3p(11~lca.s E:, e 

';;- l'or7 7("',r-.. -rr,ele: -., 
)o~' ,:JU'j.C:OO 00 b 

1.001,729.026 ' 66 S 

Hit dem im :3undei=,voranschl2.G 1972 oräli;;ünierten B'c:trag von 

350 I-ho.S i'Ül"' SCl1l.üfallI'tbeihilfe und f:3chiüc;rfreifahrten 

AUE.ilangen gefunde.n "I'ferden. 

~\l:..~:?_~t:_ 
"Lj"bcr die J?:~'c:tge 8J'ner A.nce:r:·ung der Bestimmungen im FElnilien-

lastenaussleichsgosetz 1967, die die Bildung einer Reserve 

in I-iöhe cine[.:; hcüben Jahresauf'I,'E,l1cLe,s 8.n Beihilfen vorsehen, 

der 

Bundesreßierung liegen nicht vor. 
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